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1. Abschnitt 

Einleitung 

Die Preise sind frei. Das ist ein Kernelement der über Art. 2 Abs. I GG grund-
rechtlich verbürgten Privatautonomie. Sie findet ihre Grenzen in den §§ 134, 138 
BGB, wie sie schon im Zivilrechtsmodell der Kodifikation von 1900 abgesteckt 
sind, wobei sich Verbotsgesetze auf der Basis des Grundgesetzes ihrerseits im 
Lichte des Grundrechts aus Art. 2 Abs. l GG legitimieren müssen. In Anknüpfung 
an das Konzept des Ordoliberalismus ist ferner in den fünfziger Jahren des letzten 
Jahrhunderts eine kartellrechtliche Mißbrauchsaufsicht installiert worden, die den 
Mißbrauch einer marktbeherrschenden Stellung durch Preisgestaltung zu sanktio-
nieren erlaubt. 1 Der Gesetzgeber des AGB-Gesetzes hat sich grundsätzlich aus der 
Preiskontrolle herauszuhalten versucht, um den Marktmechanismus nicht zu tan-
gieren. Im Zeichen einer prinzipiell uneingeschränkten Preisfreiheit haben nun vor 
allem die kreditwirtschaftlichen Unternehmen hochkomplexe und tiefgestaffelte 
Entgeltsysteme geschaffen, die die Frage einer zusätzlichen Rechtskontrolle provo-
zieren mußten. 

Ende der 70er Jahre lagen der höchstrichterlichen Rechtsprechung erstmals die 
hochverzinslichen Verbraucherkreditverträge vor, in denen weitgehend nur die No-
minalzinssätze genannt waren und der Kreditnehmer dem Vertragstext nicht unmit-
telbar entnehmen konnte, daß er die Nominalzinsen stets auf den Ausgangskredit 
zu zahlen hatte, also ohne Berücksichtigung zusätzlicher Tilgungsleistungen, und 
die Angabe des Effektivzinses zivilrechtlich nicht vorgeschrieben war? Die Recht-
sprechung hat diese Preisdarstellung nicht als irreführend qualifiziert, was durch-
aus nahe lag, sondern die fehlenden Effektivzinsangaben nur im Rahmen einer Ge-
samtwürdigung nach § 138 BGB berücksichtigt. 3 Der Gesetzgeber des VerbrKrG4 

hat auf europarechtliche Vorgabe hin über die §§ 4, 6 VerbrKrG dann erst strengere 

I Möschel, in: Imrnenga/Mestmäcker, § 22 RdNrn. 148 ff. zum Ausbeutungsmißbrauch in 
Form des Fordems überhöhter Preise. 

2 Die Rechtsprechung des BGH setzte mit der Entscheidung BGH NJW 1979, 805 ff. ein, 
deren Sachverhalt exemplarisch für die damalige Vertragspraxis war. Die erste Grundsatzent-
scheidung war BGHZ 80, 153 ff., der eine Vielzahl von konkretisierenden Entscheidungen 
folgte (siehe insbesondere BGHZ 98, 174 ff., 176; 99, 333 ff., 336; 104, 102 ff., 105; 110, 
336 ff., 338; 128, 255 ff., 257; NJW 1982, 2433 ff., 2434; 1990, 1597 ff., 1597; 1995, 
1019 ff., 1020). 

3 BGH, NJW 1982,2436 f., 2437. 
4 Gesetz vom 17. 12. 1990 (BGBL I, S. 2840). 

2 Pallas 
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Anforderungen an die Wirksamkeit von Verträgen im Hinblick auf eine transpa-
rente Preisgestaltung geschaffen. Das Zusammenwirken von Gesetzgeber und 
Rechtsprechung läßt sich somit als sorgfaltig koordinierte Intervention zur Bestim-
mung der Grenzen der Preisfreiheit und der notwendigen Transparenz für Verbrau-
cherkreditverträge charakterisieren. 

Ein zweiter Abschnitt der Rechtsentwicklung des Finanzdienstleistungssektors 
wurde durch die Heranziehung des AGB-Gesetzes eingeleitet, aus dem in der Til-
gungsverrechnungsentscheidung5 ein allgemeines Transparenzgebot hergeleitet 
wurde, dessen Reichweite aber nach wie vor umstritten ist. Sie war eine Antwort 
darauf, daß das Preis-Leistungs-Verhältnis auch in traditionellen Kreditbereichen 
wegen der Komplexität der Finanzdienstleistungen nicht ohne weiteres erkennbar 
ist. Die nach § 9 AGB-Gesetz überprüften Annuitätendarlehen waren der Kredit-
wirtschaft hinsichtlich der nachschüssigen Tilgungsverrechnung an sich schon seit 
Jahrzehnten geläufig. Die sich daraus ergebenden Vorteile fielen aber um so stärker 
ins Gewicht, als nach Einführung der über § 138 BGB gesteuerten Zinskontrolle 
und mit Rücksicht auf den spürbareren Wettbewerb bei den Hauptleistungen der 
Ausbau des weniger durchschaubaren Nebenentgeltsystems eine ökonomisch 
nachvollziehbare Ausweichstrategie wurde. Inzwischen ist das Transparenzgebot 
auch ein europarechtlich abgesichertes Institut. 6 

Der ständige Ausbau der Nebenentgelte führte bei den meisten kreditwirtschaft-
lichen Unternehmen zu umfassenden Preisverzeichnissen, in denen teilweise bis 
zur letzten Abwicklungsmodalität und Handreichung "Gebühren" festgelegt sind. 
Manche Preisverzeichnisse umfassen viele Dutzende von Positionen, die jede 
Eventualität der Vertragsabwicklung beriihren und von der Wiege bis zur Bahre 
und dariiber hinaus reichen. Darin ist das Hineinwachsen gebührenfreier Jugend-
konten in die Gebührenwelt der Erwachsenen ebenso beriihrt, wie die Gebühr für 
die Anzeige beim Finanzamt geregelt ist, daß der Kunde durch seinen Tod die Ge-
schäftsbeziehung beendet hat. Bei der rechtlichen Würdigung der in den Preisver-
zeichnissen enthaltenen Nebenentgelte wurde erstmals § 8 AGB-Gesetz als Preis-
kontrollbarriere zu einem zentralen Thema. Die Rechtsprechung hangelte sich zu-
nächst von einer Gebühr zur nächsten, bis erkannt war, daß es einer präziseren Ab-
grenzung des kontrollfähigen Bereichs bedurfte, die dann auch Gegenstand 
grundlegender Aufsätze und Monographien wurde. Wo die Linie für eine Interven-
tion der Judikative auch immer gezogen wird, so läßt sich doch nicht mehr in Ab-
rede stellen, daß es inzwischen eine Kontinuität der Rahmenregulierung für die 
Preisgestaltung bei Finanzdienstleistungen gibt. 

Diese Kontinuität enthebt jedoch nicht der Fixierung der AGB-rechtlichen 
Grundlagen der Einbeziehungs- und Inhaltskontrolle hinsichtlich der Nebenent-

5 BGH, Urt. v. 24. II. 1988- III ZR 188/87, BGHZ 106, 42 ff., = NJW 1989, 222 ff. = 
ZIP 1988, 1530 ff. = WM 1988, 1780 ff. = DB 1983, 33 ff. = BB 1988 ff., 2410 ff. 

6 Siehe nur Staudinger/Coester, § 9 AGB-Gesetz RdNr. 121; ders., Festschr. f. Heinrichs, 
s. 99 ff., 109. 
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geltabreden. Der XL Zivilsenat des BGH hat Pionierarbeit bei der Konkretisierung 
der §§ 8 und 9 AGB-Gesetz geleistet, die jedoch weiterhin von nachhaltigem Wi-
derspruch begleitet wird, während die Einbeziehungskontrolle nach den §§ 2 und 3 
AGB-Gesetz bislang vernachlässigt worden ist. Die hier vorgelegte Arbeit setzt 
hier ein und thematisiert im folgenden 2. Abschnitt Geltungsgrund und Anwen-
dungsanspruch der kreditwirtschaftlichen Preisverzeichnisse. Nach einer Darstel-
lung der kreditwirtschaftlichen Vertragspraxis werden hier die Grundlagen der Ein-
beziehung nach § 2 AGB-Gesetz vertieft, um auf dieser Basis die Integration der 
Preisverzeichnisse und der darin enthaltenen Positionen in die Verträge zu prüfen, 
die teilweise auf Weiterverweisungen beruht. Die Preisinformation im stationären 
Geschäft wie im Distanzgeschäft sowie die Einbeziehung der Klauseln in Verträge 
mit Minderjährigen sind dabei gesonderte Untersuchungsgegenstände. 

Der übliche Vorbehalt einseitiger nachträglicher Änderung der Entgeltklauseln 
durch die Kreditinstitute ist prinzipiell geeignet, die Einbeziehungskriterien des § 2 
AGB-Gesetz zu unterlaufen. Er wird daher im 3. Abschnitt einer speziellen Über-
prüfung unterworfen, bevor dann im 4. Abschnitt die inhaltlichen Grenzen kredit-
wirtschaftlicher Gebührenstellung systematisch erörtert werden. Hier wird zu-
nächst der bankpreispolitische Kontext skizziert. Dann werden die AGB-rechtli-
chen Grundlagen vor dem Hintergrund der maßgeblichen europäischen Richtlinie, 
also unter besonderer Berücksichtigung des Transparenzgrundsatzes und des § 24 
a AGB-Gesetz konkretisiert. Auf dieser Basis werden dann die Entwicklung der 
BGH-Rechtsprechung und ihre Rezeption kritisch nachvollzogen. Diese Erörterun-
gen münden in einen Kanon von dispositiven Rechtssätzen zur Inhaltskontrolle 
von Entgeltklauseln, in dem die akzeptanzfähigen Kriterien der Rechtsprechung 
systematisiert und ergänzt sind. 


